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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.10.2014 

Geschäftszahl 

2012/03/0112 

Rechtssatz 

Der Verwaltungsgerichtshof hat zu § 3a Slbg NatSchG 1999 und deren Vorgängerbestimmungen ausgeführt, 
dass in der Fremdenverkehrswirtschaft begründete Interessen an einem Vorhaben öffentliche Interessen 
darstellen, wenn ohne Verwirklichung des Vorhabens wesentliche Nachteile für den Fremdenverkehr zu 
befürchten wären bzw wenn bei Projektverwirklichung eine wesentliche Verbesserung für die Belange des 
Fremdenverkehrs erzielt werden könne (Hinweis E vom 18. April 1994, 93/10/0079, E vom 20. September 1999, 
96/10/0106, E vom 21. Mai 2012, 2010/10/0147). Ausgehend davon kann daher gesagt werden, dass es sich bei 
Interessen der Fremdenverkehrswirtschaft um "besonders wichtige öffentliche Interessen" im Sinne des § 3a 
NatSchG 1999 handeln kann, wobei es jedoch Aufgabe des jeweiligen Antragstellers ist, das Vorliegen von in 
Betracht kommenden besonders wichtigen öffentlichen Interessen nachzuweisen (Hinweis E vom 24. April 
1995, 94/10/0139). 
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